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        Bergheim, 07.12.2016  

 

Rhein-Erft-Kreis 

Der Landrat 

 

 

Der Dienstausweis Nr. 2120 von Frau Maria Magdalena Nawroth, ausgestellt vom 

Landrat des Rhein-Erft- Kreises, ist in Verlust geraten und wird hiermit für ungültig 

erklärt. 

Der unbefugte Gebrauch dieses Dienstausweises wird strafrechtlich verfolgt. Sollte 

der Ausweis gefunden werden, wird gebeten, ihn dem  Landrat des Rhein-Erft-Kreises 

in 50126 Bergheim, Willy-Brandt-Platz 1, Amt für Personalmanagement, zuzuleiten. 

 

Im Auftrag 

 

 

Kerpen 
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Öffentliche Bekanntmachung  

des Rates der Kreisstadt Bergheim zum Flächennutzungsplan – 126. Änderung – „Flächen für die 

Nutzung Erneuerbarer Energien“  
 

Öffentliche Bekanntmachung 

 über den Beschluss des Rates der Kreisstadt Bergheim zur Aufhebung der 

Satzung über örtliche Bauvorschriften (Gestaltungssatzung) gem. § 86 (1) BauO NRW für den 

Geltungsbereich des Vorranggebietes für Windkraftanlagen im Bergheimer Stadtgebiet, in Kraft 

getreten am 21.11.2001 

 

Öffentliche Bekanntmachung  

über die Genehmigung des Flächennutzungsplanes – 126. Änderung – „Flächen für die Nutzung 

Erneuerbarer Energien“  

 
 

Der Rat der Kreisstadt Bergheim hat in seiner Sitzung am 04.07.2016 folgende Beschlüsse gefasst: 

 

a) Die im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB und der Be-

teiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB eingegangenen Stel-

lungnahmen zur 126. Flächennutzungsplanänderung „Flächen für die Nutzung Erneuerbarer Energien“ 

werden zur Kenntnis genommen. Die dazu vom Ausschuss für Planung und Umwelt am 29.01.2015 

verfassten Stellungnahmen der Verwaltung einschließlich deren Fortschreibung werden nach erneuter 

Prüfung vom Rat der Kreisstadt Bergheim bestätigt (Anlage c). 

 

b) Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB und der Beteiligung der Behörden und 

Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB der 126. Flächennutzungsplanänderung „Flächen für die 

Nutzung Erneuerbarer Energien“ eingegangenen Stellungnahmen, Stellungnahmen der Verwaltung und 

Beschlussvorschlägen, die vom Rat am 14.03.2016 bestätigt wurden, werden zur Kenntnis genommen 

(Anlage d). 

 

c) Die im Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) i.V.m. § 4a (3) BauGB und der 

Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) i.V.m. § 4a (3) BauGB der 126. 

Flächennutzungsplanänderung „Flächen für die Nutzung Erneuerbarer Energien“ eingegangenen 

Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Den Stellungnahmen und Beschlussvorschlägen der 

Verwaltung wird zugestimmt. Die diesbezügliche Zusammenstellung ist Bestandteil des Beschlusses 

(Anlage e). 

 

d) Die Satzung über örtliche Bauvorschriften (Gestaltungssatzung) gem. § 86 (1) BauO NRW für den 

Geltungsbereich des Vorranggebietes für Windkraftanlagen im Bergheimer Stadtgebiet, in Kraft getreten 

am 21.11.2001, wird aufgehoben (Anlage h). 

 

e) Die 126. Flächennutzungsplanänderung „Flächen für die Nutzung Erneuerbarer Energien“ der 

Kreisstadt Bergheim wird beschlossen und der Begründung einschließlich Umweltbericht zugestimmt. 
 

 

Räumlicher Geltungsbereich der 126. Flächennutzungsplanänderung 

Den nachstehenden Übersichtskarten kann der räumliche Geltungsbereich der 126. FNP-Änderung 

entnommen werden.  

Hinweis zur Klarstellung: Die Konzentrationszonen für Windenergieanlagen im Änderungsbereich 

Paffendorf, westlich an der BAB 61 (Konzentrationszonen für Windenergieanlagen Nr. 4.1, Nr. 4.2 und 

Nr. 4.3) sind von der Genehmigung ausgenommen. Entsprechend ist ein Hinweis auf der Karte ergänzt.  

 

Zielsetzung 

Ziel der 126. Änderung des Flächennutzungsplanes der Kreisstadt Bergheim ist die planungsrechtliche 

Steuerung der Nutzung von erneuerbaren Energien im Außenbereich. Dies umfasst die Nutzung von 
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Windenergie durch Windkraftanlagen sowie die Nutzung von Solarenergie durch Freiflächen-

Photovoltaikanlagen. 

 

Genehmigung 

 

Die vom Rat der Kreisstadt Bergheim am 04.07.2016 beschlossene 126. Flächennutzungsplanänderung hat 

die Bezirksregierung mit Verfügung vom 25.11.2016, Az: 35.2.11-30-68/16 mit Auflagen und einer 

Ausnahme genehmigt. 

 

Die Genehmigungsverfügung lautet: 

 

Genehmigung 

 

Gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt Bergheim am 04.07.2016 

beschlossene 126. Änderung des Flächennutzungsplanes – „Flächen für die Nutzung erneuerbarer 

Energien” mit den Auflagen, 

- die Rechtsgrundlage der Konzentrationszonen für Windenergieanlagen (§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB) auf der 

Planurkunde zu ergänzen und 

- die Begründung in Kapitel 4.1, Unterpunkte „Änderungsbereich Stommelner Höhe, Fläche 2“ und 

„Änderungsbereich Fischbachhöhe, Flächen 3.1 und 3.2“ entsprechend der E-Mail der Stadt Bergheim 

vom 24.11.2016 und der beigefügten überarbeiteten Begründung mit folgendem Wortlaut zu ergänzen:  

 

Änderungsbereich Stommelner Höhe, Fläche 2 

Die Kreisstadt Bergheim erfüllt seit Jahrzehnten aufgrund der Tagebaue und des Kraftwerkstandortes 

Niederaußem eine überregionale Energieversorgungsfunktion. Insbesondere die nördlichen Stadtteile 

erfuhren durch diese Energieinfrastruktureinrichtungen und -trassen erhebliche landschaftsräumliche 

Beeinträchtigungen und als Restriktionen wirkende Prägungen. Diese Entwicklung ist immer noch nicht 

abgeschlossen. Auch der geplante Bau eines neuen Braunkohlekraftwerkes BoAplus in Bergheim-

Niederaußem (rechtskräftiger B-Plan BP 261/NA „Anschlussfläche Braunkohlenkraftwerk Niederaußem“) 

und die im Zuge des Regionalplanverfahren Düsseldorf geplanten Vorrangzonen für Windenergieanlagen, 

die sich an der nördlichen Stadtgrenze Bergheims auf Gemeindegebiet Rommerskirchen konzentrieren, 

werden zu einer noch stärkeren Prägung des Landschaftsraums durch technische Anlagen und Infrastruktur 

führen. Unter Berücksichtigung dieser kurz- bis mittelfristig ohnehin noch hinzukommenden 

Beeinträchtigungen werden die Belange der Bürgerinnen und Bürger hinsichtlich gesunder Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse sowie der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes insbesondere in den nördlichen 

Stadtteilen besonders hoch gewichtet, so dass eine über die bestehende Windkonzentrationszone Nr. 2 

hinausgehende Erweiterung der Fläche nicht verfolgt wird.  

 

Änderungsbereich Fischbachhöhe, Flächen 3.1 und 3.2 

Eine Einzelfallprüfung aufgrund des bestehenden Landschaftsschutzes ist zwischenzeitlich erfolgt (siehe 

Anlagen Nr. 9 - 14). Die Fläche 3.2 wurde entsprechend der Erkenntnisse der gutachterlichen 

Untersuchungen, unter Berücksichtigung der eingegangenen Einwendungen im Rahmen des 

Beteiligungsverfahren gem. § 3 (1) BauGB und § 4 (1) BauGB wie die Berücksichtigung der Belange des 

nördlichen Modellsportclubs sowie der Nachbarnutzungen damals zur Offenlage entsprechend eingekürzt. 

Da sich die Fläche Nr. 3.2 im Landschaftsschutzgebiet 2.2-2 „Auf der Fischbachhöhe“ befindet, war eine 

Einzelfallprüfung resp. ein förmliches Befreiungsverfahren nach §67 BNatschG erforderlich. Ziel der 

Kreisplanungsbehörde und Kreistagsgremien war die Vermeidung einer Kulissenwirkung, die planerisch 

durch die Einschränkung auf eine bestimmte Anzahl von Windkraftanlagen und damit eine bestimmte 

Flächengröße zu gewährleisten war. Für die dem Befreiungsantrag zugrundeliegende beispielhafte 

Anlagenkonfiguration von drei Windkraftanlagen wurde die Erreichung des Ziels durch die Genehmigung 

bestätigt. 

 

Die Konzentrationszonen für Windenergieanlagen im Änderungsbereich Paffendorf, westlich an der BAB 

61 (Konzentrationszonen für Windenergieanlagen Nr. 4.1, Nr. 4.2 und Nr. 4.3) nehme ich gemäß 

§ 6 Abs. 3 BauGB von der Genehmigung aus. 

Im Auftrag, gez. Jakob 
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Möglichkeiten der Einsichtnahme 

Die Flächennutzungsplanänderung liegt einschließlich der Begründung (inkl. des Umweltberichts), der 

Gutachten, Stellungnahmen, der zusammenfassenden Erklärung sowie aller in den Beschlüssen genannten 

Anlagen bei der Kreisstadt Bergheim, Abt. 6.1 - Planung und Umwelt, Bethlehemer Straße 9-11, 1.Etage, 

50126 Bergheim, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. 

Über den Inhalt des o.g. Planes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

 

Zusätzlich können Sie die o.g. Informationen auf der Homepage der Kreisstadt Bergheim über das 

Ratsinformationssystem SD.Net RIM unter dem Gremium Ausschuss für Planung und Umwelt und 

Sitzungstag vom 30.06.2016 unter dem Link:  

https://sdnetrim.kdvz-

frechen.de/rim4800/vorgang/?__=LfyIfvCWq8SpBQj0MlyKawHWq8Ur4Oi3Lh2Gc1DcGJ 

bzw. unter dem Gremium Rat und Sitzungstag vom 04.07.2016 unter dem Link:  

https://sdnetrim.kdvz-

frechen.de/rim4800/vorgang/?__=LfyIfvCWq8SpBQj0MlyKawHWq8Ur4Oi3Lh2Gc1DcGJ 

einsehen.  

 

Hinweise 

Hinweise gemäß § 215 BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 

zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes v. 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) m.W.v. 24.10.2015 wird darauf 

hingewiesen, dass  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 

dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 

Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Kreisstadt Bergheim unter Darlegung 

des die Verletzung begründeten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind.  

 

Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung 

von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines 

Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Bekanntmachungsanordnung 

Die Genehmigung der Flächennutzungsplanänderung, Ort und Zeit der Einsichtnahme sowie die aufgrund 

des Baugesetzbuches erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Mit dieser Bekanntmachung wird der Flächennutzungsplan – 126. Änderung – 

„Flächen für die Nutzung Erneuerbarer Energien“ für die Änderungsbereiche „Stommelner Höhe“, 

„Fischbachhöhe“, „Wiedenfelder Höhe“ und „Paffendorf, westlich an der BAB – Flächen für Erneuerbare 

Energien Photovoltaikanlagen“ gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam.  

 

Übereinstimmungserklärung 

Nach § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) wird hiermit bestätigt, dass der Wortlaut 

der vorstehenden Beschlüsse mit den v. g. Beschlüsse des Rates übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 

und 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 
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**Laut Genehmigungsverfügung der Bezirksregierung Köln vom 25.11.2016, Az: 35.2.11-30-68/16 sind die 

Konzentrationszonen für Windenergieanlagen im Änderungsbereich Paffendorf, westlich an der BAB 61 

(Konzentrationszonen für Windenergieanlagen Nr. 4.1, Nr. 4.2 und Nr. 4.3) gemäß § 6 Abs. 3 BauGB von 

der Genehmigung ausgenommen.  
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**Laut Genehmigungsverfügung der Bezirksregierung Köln vom 25.11.2016, Az: 35.2.11-30-68/16 sind die 

Konzentrationszonen für Windenergieanlagen im Änderungsbereich Paffendorf, westlich an der BAB 61 

(Konzentrationszonen für Windenergieanlagen Nr. 4.1, Nr. 4.2 und Nr. 4.3) gemäß § 6 Abs. 3 BauGB von 

der Genehmigung ausgenommen.  
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Bergheim, den 12.12.2016 

 

 

gez. Maria Pfordt, Bürgermeisterin 
 

21



__________________________________________________________  

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 

Am Montag, 19.12.2016 findet um 17:00 Uhr, im Raum 1.22 Rathaus, Bethlehemer Straße 9-11, 50126 

Bergheim, eine Sitzung Rates der Kreisstadt Bergheim statt, die hiermit öffentlich bekannt gemacht 

wird. 

 

Tagesordnung 

Öffentliche Sitzung 

1 Einwohnerfragestunde gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates 

2 Beschlusskontrolle 

3 Integriertes Handlungskonzept Innenstadt Bergheim 

4 2. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der Kreisstadt Bergheim vom 15.07.2013 

5 Satzung zur 2. Änderung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffent-

lichen Straßen - Sondernutzungssatzung 

6 Gebührenbedarfsberechnung 2017 für den Gebührenhaushalt „Abwasserbeseitigung“ 

7 Erlass der Satzung zur 3. Änderung der Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässe-

rungsanlagen 

8 Erlass der Satzung zur 26. Änderung der Satzung über die Abfallentsorgungsgebühren 

9 Erlass der Satzung zur 24. Änderung der Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für die 

Straßenreinigung in der Stadt Bergheim 

I) Winterdienst 

II) Straßenreinigung 

10 Änderung der Entgeltordnung der Schule für Notfallmedizin und Rettungswesen der Kreisstadt 

Bergheim 

11 Erlass der Satzung zur 1. Änderung der Friedhofssatzung der Kreisstadt Bergheim 

12 Erlass der Satzung zur 12. Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der Stadt 

Bergheim 

13 Erlass der Satzung zur 4. Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der 

Kreisstadt Bergheim (Vergnügungssteuersatzung) 

14 Satzung zur Änderung der Satzung für die Übergangsheime der Kreisstadt Bergheim vom 29.1.1997, 

zuletzt geändert am 4.11.2003 

15 Zustimmung zu einer überplanmäßigen Aufwendung gemäß § 83 GO NRW im Bereich des Produkt-

sachkontos Hilfe gemäß § 33 Satz 2 SGB VIII (Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in Er-

ziehungs- und Fachpflegestellen) 

16 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen im Stadtgebiet 

17 Zuleitung des Entwurfes des Gesamtabschlusses 2015 

18 Neubau einer viergruppigen Kindertageseinrichtung in Bergheim, Kennedystraße 

19 Projekt zur Integration von jungen Geflüchteten in den Arbeitsmarkt als neue, freiwillige Aufgabe 

i.S.d. § 41 Abs. 1 Buchst. S GO NRW 

20 Bebauungsplan Nr. 31/Kenten - 1. Änderung "Drosselweg" 

a) Information über die Ergebnisse der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB und der Beteili-

gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB 

b) Beschluss über die Bebauungsplanänderung als Satzung 

21 Bebauungsplan Nr. 278/NA "Peter-Achnitz-Straße" 

b) Änderung des Plangebietes und Teilung des Bebauungsplanes 
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22 138. Flächennutzungsplanänderung - Stadtteil Niederaußem.- "Barbarastraße" 

Beschluss über die frühzeitige Unterrichtung gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB 

23 Bebauungsplan Nr. 25/Quadrath-Ichendorf - 5. Änderung „Palmenweg“ 

a) Beschluss zur Aufstellung der Bebauungsplanänderung 

24 Bebauungsplan Nr. 274/Pa "Freiflächen-Photovoltaikanlagen an der BAB 61" 

Beschluss über die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 3 

(1) BauGB und der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB 

Beschluss über die Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB und der Be-

teiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB 

Beschluss über den Bebauungsplan als Satzung gem. § 10 BauGB 

25 Geschäftsführung Netzgesellschaften 

Entbindung des Geschäftsführers/Entsendung eines neuen Geschäftsführers 

26 Neu- und Umbesetzung von Ausschüssen 

27 Mitteilungen 

27.1 Herstellung des Benehmens nach § 55 Abs. 1 KrO NRW zur Festsetzung der Kreisumlage für die 

Haushaltsjahre 2017 und 2018 

27.2 Zustand und innerer Zusammenhalt Bergheim Süd-West 

27.3 Sachstandsbericht Entwicklung des Bergheimer Bahnhofsareals 

27.4 Klagen der Stadt Bergheim mit dem Ziel der Begrenzung der Verkaufsflächen eines neuen Mö  

            belhauses in Pulheim 

27.5 Änderung der Gemeindeordnung durch das Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbstverwal 

            tung 

28 Anfragen 

28.1 schriftliche Anfragen gem. § 15 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Rates 

28.2 mündliche Anfragen gem. § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Rates 

Nichtöffentliche Sitzung 

1 Beschlusskontrolle 

2 Erwerb eines Grundstückes in Bergheim-Kenten 

3 Mitteilungen 

3.1 Klagen der Stadt Bergheim mit dem Ziel der Begrenzung der Verkaufsflächen eines neuen Möbel-

hauses in Pulheim. 

4 Anfragen 

4.1 schriftliche Anfragen gem. § 15 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Rates 

4.2 mündliche Anfragen gem. § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Rates 

 

 

Bergheim, den 12.12.2016   Pfordt,  Bürgermeisterin 
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Vierzehnte Änderungssatzung zur Gebührensatzung 

zur Satzung über die Abfallentsorgung 
der Stadt Bedburg vom 08.12.2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), der §§ 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 
8. September 2015 (GV. NRW. S. 666), und des § 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV NRW. S. 250), zuletzt geändert durch Artikel 27 des Ge-
setzes vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559), hat der Rat der Stadt Bedburg in seiner Sitzung am 
06.12.2016 folgende Vierzehnte Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung über die Ab-
fallentsorgung der Stadt Bedburg beschlossen: 
 
Artikel I 
 
§ 3 erhält folgende Fassung: 
 
Gebührenmaßstäbe und Gebührensätze 
 
(1) Die Höhe der Abfallentsorgungsgebühr für einen Restmüllbehälter, der am bedarfsorien-

tierten Behälterentleerungsverfahren angeschlossen ist, beträgt 
 
 a) für      80 l-Behälter je Entleerung 6,26 € 
 b) für    120 l-Behälter je Entleerung 9,40 € 
 c) für    240 l-Behälter je Entleerung 18,79 € 
 d) für    770 l-Behälter je Entleerung 60,29 € 
 e) für 1.100 l-Behälter je Entleerung 86,13 € 
 
 Gebührenmaßstab ist der Literpreis, dieser beträgt 0,0783 €. 

Als Mindestinanspruchnahme wird entsprechend § 11 Abs. 2 der Abfallentsorgungssatzung der 
Stadt Bedburg monatlich eine Entleerung zugrunde gelegt. 
 

(2) Die Abfallentsorgungsgebühr für die Abfuhr von städtischen Abfallsäcken beträgt je Stück 70 l-
Abfallsack 5,48 €. 
 

(3) Die Gebühr für die Behältergestellung eines Restmüllbehälters durch die Stadt beträgt jährlich 
 

 a) für      80 l-Behälter  1,73 € 
 b) für    120 l-Behälter  1,73 € 
 c) für    240 l-Behälter  1,73 € 
 d) für    770 l-Behälter  1,73 € 
 e) für 1.100 l-Behälter  1,73 € 
  

Der Benutzer erwirbt durch die Zahlung der Bereitstellungsgebühr kein Eigentum an den Ab-
fallbehältern. 
 

(4) (aufgehoben) 
 

(5) Pro angemeldetem Restmüllbehälter wird eine 240 l-Biotonne ohne Erhebung einer separaten 
Gebühr abgefahren. Bei Verzicht auf die Biotonne für ein volles Kalenderjahr wird auf die 
Restmüllgebühr nach § 3 Abs. 1 dieser Satzung ein auf das Kalenderjahr bezogener Abschlag 
wie folgt gewährt: 
 

 a) bei einem 80 l-Restmüll-Behälter  6,00 € 
 b) bei einem 120 l-Restmüll-Behälter  9,00 € 
 c) bei einem 240 l-Restmüll-Behälter  19,00 € 
 d) bei einem 770 l-Restmüll-Behälter  60,00 € 
 e) bei einem 1.100 l-Restmüll-Behälter  86,00 € 
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 Erfolgt eine Anmeldung der Biotonne während des Kalenderjahres, so ist der gewährte Gebüh-

renabschlag in voller Höhe vom Gebührenpflichtigen zu erstatten. 
 
Bei Beginn der Gebührenpflicht für ein Restmüllgefäß während des Kalenderjahres wird bei 
sofortigem Verzicht auf die Biotonne der Abschlag anteilig für jeden vollen Monat ab Beginn 
der Gebührenpflicht bis zum Ende des Kalenderjahres gewährt. 
 
Bei Beendigung der Gebührenpflicht für ein Restmüllgefäß während eines Kalenderjahres ist 
ein gewährter Abschlag anteilig für jeden vollen Monat ab dem Ende der Gebührenpflicht bis 
zum Ende des Kalenderjahres vom Gebührenpflichtigen zu erstatten. 
 

(6) Der gebührenpflichtige Benutzer eines 770 l-Restmüllbehälters erhält auf Antrag bis zu 3 Bio-
tonnen und der gebührenpflichtige Benutzer eines 1.100 l-Restmüllbehälters erhält auf Antrag 
bis zu  4 Biotonnen, ohne dass hierfür weitere Gebühren fällig werden.  
Der Gebührenabschlag nach Absatz 5 wird je Restmüllbehälter nur einmal gewährt. 
 

(7) Meldet der Gebührenpflichtige neben der oder den gebührenfreien Biotonnen eine oder meh-
rere zusätzliche 240 l-Biotonnen an, so wird für jede weitere zur Anmeldung gebrachte 240 l-
Biotonne eine Jahresgebühr von 52,00 € fällig. Erfolgt eine An- oder Abmeldung der zusätzli-
chen gebührenpflichtigen Biotonne während des Kalenderjahres, so erfolgt keine Reduzierung 
der angegebenen Jahresgebühr. 
 

(8) (aufgehoben)  
 

(9)  (aufgehoben)  
 

(10) (aufgehoben)   
 
(11) Für die Ausgabe von je 5 kompostierbaren Papiersäcken für die Grünabfuhr (entspricht 

einer Verkaufseinheit) wird eine Gebühr von 2,00 € erhoben.  
 
 
Artikel II 
 
§ 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
Für die zugelassenen Restmüllbehälter werden Vorausleistungen auf der Basis der durch-
schnittlichen Entleerungshäufigkeit je Gefäßart pro Jahr erhoben. Daraus ergeben sich unter 
Beachtung des § 4 Abs. 3 dieser Satzung folgende jährliche Vorausleistungen für das Rest-
müllgefäß:  
 
a) 80 l-Behälter 15 Leerungen 93,90 € 
b) 120 l-Behälter 18 Leerungen 169,20 € 
c) 240 l-Behälter 19 Leerungen 357,01 € 
d) 770 l-Container 23 Leerungen 1.386,67 € 
e) 1.100 l-Container 33 Leerungen 2.842,29 € 
 
 
 
Artikel III 
 
Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2017 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Wortlaut der Satzung 
stimmt mit dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg aus seiner Sitzung am 06.12.2016 
überein. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
50181 Bedburg, den 08.12.2016 
 
(gez.) 
 
Solbach 
Bürgermeister 
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Achte Änderungssatzung zur Satzung  
über die Erhebung von Abwassergebühren, Kanalanschlussbeiträgen 

 und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 
der Stadt Bedburg vom 08.12.2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S. 496), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666), 
und des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) in der Fassung 
des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschrif-
ten vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) hat der Rat der Stadt Bedburg in seiner Sitzung am 
06.12.2016 folgende Achte Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abwas-
sergebühren, Kanalanschlussbeiträgen und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse be-
schlossen: 
 
 
Artikel I 
 
§ 4 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 
Ab dem Jahr 2017 beträgt die Gebühr je Kubikmeter Schmutzwasser 2,80 €. 
 
 
Artikel II 
 
§ 5 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 
Die Gebühr ab dem Jahr 2017 beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder 
befestigter Fläche nach § 5 Abs. 1 dieser Satzung jährlich 0,69 €. 
 
 
Artikel III 
 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Wortlaut der Satzung 
stimmt mit dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg aus seiner Sitzung am 06.12.2016 
überein. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
50181 Bedburg, den 08.12.2016 
 
(gez.) 
  
Solbach 
Bürgermeister 
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Zweite Änderungssatzung zur Satzung über die Entsorgung  
des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen 

in der Stadt Bedburg vom 08.12.2016 
 

Aufgrund der 
 
- §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 

der Bekanntmachung 14.7.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496),  

- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 21. Juli 2016 (BGBl. I S. 1764), 

- der §§ 51ff., 53 Abs. 1e Satz 1, 53 c, 65 Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG 
NRW) in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung wasser- und 
wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559), 

- der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 8 
des Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666), sowie 

- der Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (SüwVO Abw) vom 
17. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 602), geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559) 

 
hat der Rat der Stadt Bedburg am 06.12.2016 folgende Zweite Änderungssatzung beschlossen: 

 
 

Artikel I 
 
§ 11 erhält folgende Fassung: 

§ 11 
Benutzungsgebühren 

Für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus Grundstücksentwässerungsanlagen 
und deren Beseitigung werden Gebühren nach der abgefahrenen Menge je cbm erhoben. 
Hierbei gelten folgende Gebührensätze: 
 

a) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Abwasser aus einer 
Grundstücksentwässerungsanlage mit einem CSB-Wert bis einschließlich 2.000 
mg/l beträgt je cbm abgefahrenen Grubeninhalts  27,51 Euro. 

b) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Abwasser aus einer 
Grundstücksentwässerungsanlage mit einem CSB-Wert über 2.000 mg/l bis 
einschließlich 30.000 mg/l beträgt je cbm abgefahrenen Grubeninhalts  45,75  Euro. 

c) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Abwasser aus einer 
Grundstücksentwässerungsanlage mit einem CSB-Wert über 30.000 mg/l beträgt je 
cbm abgefahrenen Grubeninhalts  65,53 Euro. 

d) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Abwasser aus Chemietoiletten 
beträgt je cbm abgefahrenen Grubeninhalts  88,22 Euro. 

 
Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Zeitpunkt des Auspumpens.  
Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigte oder der sonst 
zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die 
Entwässerungsanlage betrieben wird. 
 
 
Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2017 in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Wortlaut der Satzung 
stimmt mit dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg aus seiner Sitzung am 06.12.2016 
überein. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
50181 Bedburg, den 08.12.2016 
 
(gez.) 
  
Solbach 
Bürgermeister 
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Sechste Änderungssatzung zur Satzung 
über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

der Stadt Bedburg vom 08.12.2016 
 
Aufgrund des § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (BestG NRW) 
vom 17.06.2003 (GV. NRW. S. 313), geändert durch Gesetz vom 9. Juli 2014 
(GV. NRW. S. 405), des § 7 Abs. 2 i. V. m. § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666), hat der 
Rat der Stadt Bedburg in seiner Sitzung am 06.12.2016 folgende Sechste Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren in der Stadt Bedburg beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Der Gebührentarif als Bestandteil der Satzung lt. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

 
Gebührentarif zu § 1 der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren  

in der Stadt Bedburg vom 15.12.2010 
in der Fassung der Sechsten Änderungssatzung 

 
1. Gebühren für Erwerb, Wiedererwerb und Verlängerung von Nutzungsrech-

ten (je Grabstelle) 
 

1.1. Erdreihengrab          1.875,00 € 
1.2. Erdkindergrab (unter 5 Jahre)         1.125,00 € 
1.3. Erdwahlgrab           2.000,00 € 
1.4. anonymes Erdreihengrab       2.975,00 € 
1.5. Urnenreihengrab            1.050,00 € 
1.6. Urnenwahlgrab          1.075,00 € 
1.7. anonymes Urnengrab       1.325,00 € 
1.8. vorzeitige Rückgabe von Gräbern (je Jahr)         64,00 € 
1.9. pflegefreies Urnenreihengrab      1.325,00 € 
1.10. pflegefreies Urnenwahlgrab      1.350,00 € 
1.11. pflegefreies Erdreihengrab      2.975,00 € 
1.12. pflegefreies Erdwahlgrab      3.100,00 € 
1.13. pflegefreies Baum-Urnenreihengrab     1.325,00 € 
1.14. pflegefreies Baum-Urnenwahlgrab     1.325,00 € 
1.15. Urnen-Stele (Doppelkammer)                                                       1.075,00 € 
        
Mit den Gebühren nach Ziffer 1.1,1.3 bis 1.7 und 1.9 bis 1.13 wird der Erwerb des 
Nutzungsrechts für 25 Jahre abgegolten. Mit der Gebühr nach Ziffer 1.2 wird der 
Erwerb für 15 Jahre abgegolten. Für den Wiedererwerb bzw. die Verlängerung 
des Nutzungsrechts der Gebühren nach Ziffer 1.3,1.6,1.10 und 1.12 werden 1/25 
der jeweiligen Gebühr pro Jahr festgesetzt. 
 

2. Gebühren für die Grabanfertigung 
 

2.1. Erdbestattung  von montags bis freitags 12.00 Uhr 
2.2. Erbestattung von freitags ab 12.00 Uhr sowie samstags 
2.3. Erdbestattung an Sonn- und Feiertagen 
2.4. Erdbestattung Kindergrab von montags bis freitags 12.00 Uhr  

 

760,00 € 
1.140,00 € 
1.520,00 € 

380,00 € 
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2.5. Erdbestattung Kindergrab von freitags ab 12.00 Uhr sowie 
samstags 

2.6. Erdbestattung Kindergrab an Sonn- und Feiertagen 
2.7. Urnenbestattung von montags bis freitags 12.00 Uhr 
2.8. Urnenbestattung von freitags ab 12.00 Uhr sowie samstags 
2.9. Urnenbestattung an Sonn- und Feiertagen 

 

 
570,00 € 
760,00 € 
152,00 € 
228,00 € 
304,00 € 

 
3. Gebühren für Einebnungen  
 

3.1. Einebnung Erdgrab je Stelle            73,00 € 
3.2. Entfernung Grabstein           146,00 € 
3.3. Entfernung einer Einfassung für eine Grabstelle       146,00 € 
3.4. Entfernung einer Einfassung für jede weitere Grabstelle        73,00 € 
3.5. Entfernung einer Abdeckplatte          146,00 € 
3.6. Berechtigungsscheine             18,00 € 
3.7. Einebnung Urnengrab             37,00 € 
3.8. Entfernung Grabstein             73,00 € 
3.9. Entfernung einer Einfassung für eine Grabstelle         73,00 € 
3.10. Entfernung einer Einfassung für jede weitere Grabstelle        37,00 € 
3.11. Entfernung einer Abdeckplatte            73,00 € 

 
4. Gebühren für die Genehmigung von Grabmalen und das Verlegen von Ein-

fassungen 
 
für jede Genehmigung, auch wenn mehrere in einem Bescheid  
zusammengefasst werden              30,00 € 
 

5. Gebühren für Umbettungen 
 

5.1. Umbettungen von Erdbestattungen vor Ablauf der Ruhefrist sind grundsätz-
lich nur durch eine Fachfirma möglich. Deren Beauftragung erfolgt durch den 
Nutzungsrechtinhaber. 

5.2. Für sonstige Ausgrabungen werden Gebühren nach dem tatsächlichen Ar-
beitsaufwand erhoben. Der Stundensatz wird festgesetzt auf         43,00 € 

 
6. Gebühren für Sonderleistungen 

 
Werden auf Wunsch Sonderleistungen erbracht, die im vorstehenden Gebühren-
tarif nicht vorgesehen sind, werden die tatsächlich entstehenden Kosten berech-
net. 

 
Artikel II 
Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2017 in Kraft.  
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Wortlaut der Satzung 
stimmt mit dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg aus seiner Sitzung am 06.12.2016 
überein. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
50181 Bedburg, den 08.12.2016 
 
(gez.) 
 
Solbach 
Bürgermeister 
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Dreizehnte Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Bedburg  

über die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege  
und Plätze und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren  

(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) 
vom 08.12.2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S. 496), der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 2 
Absatz 8 des Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666), und der §§ 3 und 4 des 
Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG) vom 18.12.1975 (GV NRW S. 
706), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. 
S. 622), hat der Rat der Stadt Bedburg in seiner Sitzung am 06.12.2016 folgende Dreizehnte 
Änderungssatzung zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
§ 5 erhält folgende Fassung: 
 
Gebührensatz 
 
(1) Wird nur die Winterwartung von der Stadt ausgeführt, so beträgt die Benut-

zungsgebühr jährlich je veranlagtem Frontmeter: 
 

bei Anliegerstraßen 0,89 € 
bei Innerortsstraßen 0,84 € 
bei Hauptgeschäftsstraßen 0,78 € 
bei überörtlichen Straßen 0,72 € 

 
(2) Wird zusätzlich zur Winterwartung auch die Fahrbahnreinigung durch die Stadt 

ausgeführt, so beträgt die Benutzungsgebühr (für Winterwartung und Straßenrei-
nigung zusammen) jährlich je veranlagtem Frontmeter: 

 
bei Anliegerstraßen 2,57 € 
bei Innerortsstraßen 2,43 € 
bei Hauptgeschäftsstraßen 2,28 € 
bei überörtlichen Straßen 2,13 € 

 
 
Artikel II 
 
Das Straßenverzeichnis, das Bestandteil der Satzung ist, wird mit der beigefügten 
Anlage geändert. 
 
 
Artikel III 
 
Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2017 in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Wortlaut der Satzung 
stimmt mit dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg aus seiner Sitzung am 06.12.2016 
überein. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
50181 Bedburg, den 08.12.2016 
 
(gez.) 
  
Solbach 
Bürgermeister 
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Pulheim, 09.12.2016 
Seite 1 / 3 
  

  

BEKANNTMACHUNG  
Die 21. Sitzung des Rates der Stadt Pulheim findet statt am Dienstag, dem 20.12.2016  

um 16:00 Uhr im Ratssaal des Rathauses, Alte Kölner Straße 26, Pulheim. 
 

Tagesordnung 
 
 

I. Öffentlicher Teil 

  

 

1 Einwohnerfragestunde 
 
 

2 Einwendungen gem. § 80 Abs. 3 GO NRW gegen den Entwurf der Haushaltssatzung 2017 / 2018 
 
 

3 Machbarkeitsstudien Modernisierung der Schulzentren, Entwicklung der strategischen Ausrichtung der Bil-
dungslandschaft Pulheim 
- gemeinsamer Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, FDP, des Bürgervereins und von Bündnis 90/Die Grü-
nen v. 17.11.2016 
 

 

4 Kalkulation der Abfallentsorgungsgebühren 2017 
 
 

5 Kalkulation der Abwasserbeseitigungsgebühren 2017 
 
 

6 3. Änderung der Abwassergebührensatzung vom 10. März 2014 
 
 

7 Kalkulation der Straßenreinigungsgebühren 2017 
 
 

8 Neufassung der Straßenreinigungssatzung 
 
 

9 Betriebsabrechnung Friedhöfe und Bestattungen 2015 
 
 

10 Kalkulation der Friedhofs- und Bestattungsgebühren 2017 
 
 

11 2. Änderung der Gebührensatzung für das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Pulheim vom 
10. März 2014 

 
 

12 1. Änderung der Hundesteuersatzung vom 23.07.2013 
 
 

13 Erlass einer Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Vergnügungen sexueller Art 
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14 Bauunterhaltungsmaßnahmen 2017 
 
 

15 Genehmigung einer überplanmäßigen Ausgabe (Aufwand und Auszahlung), Zuschuss zu den Betriebskosten 
der Kindertagesstätte "Am Wäldchen" 

 
 

16 Genehmigung einer überplanmäßigen Ausgabe (Aufwand und Auszahlung) für externe Hausmeisterdienste 
 
 

17 Finanzierung von Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen 
 
 

18 Abweichungssatzung über die Merkmale der endgültigen Herstellung der „Michael-Rasten-Straße“ im Ab-
schnitt von „Von-Frentz-Straße“ bis Fußweg (Flurstück 2410) in Geyen 

 
 

19 Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Pulheim 
Flächennutzungsplananpassung im Wege der Berichtigung gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
Teilbereich 18.4 A Pulheim (Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 30 Pulheim 1303) 
Anpassung der Darstellung von "gemischter Baufläche" (M-Fläche) in "Wohnbaufläche" (W-Fläche) 

 
 

20 Bebauungsplan Nr. 35.4 Pulheim, 2. Änderung, Teil B 1301 
Erweiterung Barbaraschule 
Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 
Vgl. Vorlage 98/2016 

 
 

21 Bebauungsplan Nr. 108 Pulheim 1301 
Bereich: Fläche am Pletschmühlenweg zwischen der Lärmschutzwand und dem neuen Hegelweg 
Satzungsbeschluss 

 
 

22 Bebauungsplan Nr. 26 Stommeln, 1. Änderung 
Bereich: Im Schildchen/ Hauptstraße 
Beschlussfassung über die während der Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 1 und 2 und 4 Abs. 1 und 2 BauGB ein-
gegangenen Äußerungen und Stellungnahmen 
- Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 
siehe UA vom 22.06.2016 und PA vom 29.06.2016, Vorlagen Nr.: 168/2016 

 
 

23 Bebauungsplan Nr. 130 Stommeln 
Bereich: Venloer Straße 627 
Beschlussfassung über die während der Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen 
Stellungnahmen 
- Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 
siehe UA vom 22.06.2016 und PA vom 29.06.2016, Vorlagen Nr.: 169/2016 
und Beschluss zur Flächennutzungsplananpassung im Wege der Berichtigung gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB 
Teilbereich 18.2 A Stommeln (Bebauungsplan Nr. 130 Stommeln) 
Anpassung der Darstellung von „Gemischter Baufläche“ (M-Fläche) in die Darstellung einer „Wohnbaufläche“ 
(W-Fläche) 
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24 Umsetzung des Gesetzes zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen (Kommunalinvestiti-
onsförderungsgesetz - KInvFG) 

 
 

25 Änderung der Hauptsatzung aufgrund der Änderung der Gemeindeordnung NRW zum 29.11.2016 sowie der 
Entschädigungsverordnung zum 01.01.2017 

 
 

26 Ausschreibung einer Beigeordnetenstelle 
 
 

27 Förderprogramm "Gute Schule 2020" 
 
 

28 Beratung und Beschlussfassung des Doppelhaushaltes für die Haushaltsjahre 2017/2018 
 
 

29 Gremienumbesetzungen 
 
 

30 Mitteilungen 
 

30.1 Busverbindung nach Weiden-West - Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 28.11.2016 
 
 

31 Anfragen 
 
 

II. Nichtöffentlicher Teil 

  

 

1 Mitteilungen der Verwaltung 
 

1.1 Erwerb eines Grundstückes 
 

1.2 Stadtwerke Pulheim GmbH 
 
 

2 Anfragen 
 
 
Frank Keppeler 
Bürgermeister 
 
 
Aushang vom 13.12.2016 bis zum 21.12.2016 
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